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1.9. – Krieg in der Ukraine. Nach ersten 
Untersuchungen des Atomkraftwerks Sapo-
rischschja durch ein Inspektorenteam der 
Internationalen Atomenergie-Organisation 
(IAEO) (vgl. „Blätter“, 10/2022, S. 125) zeigt 
sich IAEO-Chef Rafael Grossi über den fort-
dauernden Beschuss und den Zustand des 
Kraftwerks besorgt. Entgegen der Ankündi-
gung bleiben die Gaslieferungen über Nord-
stream 1 aus. – Am 7.9. bestätigt die Ukraine, 
für Explosionen auf der von Russland besetz-
ten Halbinsel Krim verantwortlich zu sein. 
Einen Monat zuvor waren bei dem Raketen-
angriff mehrere russische Kampfflugzeu-
ge zerstört worden (vgl. „Blätter“, 10/2022,  
S. 125). – Am 8.9. bestätigt der ukrainische 
Präsident Selenskyj große Geländegewinne 
in der Region Charkiw im Osten des Lan-
des. Russische Truppen ziehen sich zurück, 
die ukrainische Armee kann die Städte Ba-
laklija und Kupjansk befreien. – Am 13.9. 
kritisieren kommunale Abgeordnete aus St. 
Petersburg Präsident Putin öffentlich und 
kündigen einen Antrag auf Amtsenthebung 
in der Staatsduma an: „Unserer Meinung 
nach zeigen sich seit dem Beginn der Son-
deroperation auf dem Gebiet der Ukraine in 
den Handlungen des Präsidenten der Rus-
sischen Föderation, Wladimir Putin, Anzei-
chen einer Straftat, die im Artikel 93 der Ver-
fassung der Russischen Föderation beschrie-
ben wird: Hochverrat.“ – Am 19.9. kündigen 
Anführer der Separatistengebiete Donezk 
und Luhansk ein Referendum über den Bei-
tritt zu Russland an. Präsident Selenskyj 
kündigt weitere Kriegsoffensiven an und 
lehnt Verhandlungen mit Russland ab. – Am 
20.9. droht die Europäische Union weitere 
Sanktionen gegenüber Russland an, sollten 
in vier Separatistengebieten Referenden 
über einen „Beitritt“ zur Russischen Föde- 
ration abgehalten werden. – Am 21.9. ver-
fügt Putin die Teilmobilmachung von 300 
000 Reservisten. In mehreren russischen 
Städten kommt es zu verbotenen Demons- 
trationen, mehr als tausend Demonstranten 
werden festgenommen. – Am 22.9. kehren 
Kriegsgefangene aus Russland und der Uk-
raine im Zuge eines gegenseitigen Austau-
sches in ihre Länder zurück. 215 Ukrainer 

und nichtukrainische Personen werden von 
Russland freigelassen, Kiew entlässt 55 rus-
sische Soldaten.  – Am 23.9. beginnen in den 
Regionen Luhansk, Saporischschja, Donezk 
und Cherson Referenden über die Zugehö-
rigkeit zu Russland. Moskau kündigt eine 
rasche Annexion nach der Abstimmung an, 
ukrainische Angriffe auf diese Gebiete wür-
den danach als Angriffe auf die russische 
Föderation gewertet. – Am 24.9. bestätigen 
russische Behörden erstmals Ausreisebe-
wegungen aus Russland, vor allem in die 
Nachbarländer Georgien, Kasachstan und 
die Mongolei. – Am 25.9. teilt Präsident Se-
lenskyj mit, US-amerikanische Flugabwehr-
systeme erhalten zu haben. Ukrainische 
Behörden melden erneuten Beschuss mit 
im Iran hergestellten Drohnen. Die diplo-
matischen Beziehungen zum Iran werden 
eingeschränkt. – Am 26.9. kündigt Großbri-
tannien neue Sanktionen gegenüber Russ-
land an. Nach Beendigung der Referenden 
in den russisch besetzten Gebieten in der 
Ostukraine heißt es am 27.9. in Moskau, bis 
zu 99,9 Prozent hätten zugestimmt. Eben-
falls am 27.9. werden drei Gaslecks an den 
Pipelines Nord Stream-1 und der nicht in 
Betrieb genommenen, aber bereits mit Gas 
befüllten Nord Stream-2 in der Ostsee ent-
deckt. Es wird gezielte Sabotage vermutet. 
Dänemark und Schweden kündigen Unter-
suchungen an. – Am 28.9. beantragen die 
Regionen Luhansk und Cherson die Anne-
xion an Russland. Der ukrainische Präsident 
Selenskyj fordert im UN-Sicherheitsrat für 
den Fall der Annexion ein hartes Vorgehen 
gegen Russland. – Am 29.9. meldet Schwe-
den ein weiteres Gasleck. Der Kreml weist 
Vorwürfe zurück, es handle sich um einen 
russischen Sabotageakt. An den Grenzen 
zu Georgien und Kasachstan werden wehr-
pflichtige Russen an der Ausreise gehindert. 
Finnland schließt nach den baltischen Staa-
ten und Polen seine Grenze für russische 
Touristen. – Am 30.9. kündigt Putin in einer 
Rede die sofortige Annexion der Gebiete 
Luhansk, Donezk, Saporischschja und Cher-
son an. Er erklärt seine Bereitschaft zu Ver-
handlungen und fordert die Ukraine auf, die 
Kämpfe einzustellen.
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	 – Polen. Am 83. Jahrestag des deut-
schen Angriffs auf Polen stellt der Chef der 
Regierungspartei PiS, Stanislaw Kaczynski 
ein Gutachten vor. Darin werden die Kosten 
des deutschen Überfalls und der nachfol-
genden Besetzung des Landes im Zweiten 
Weltkrieg auf 1,3 Billionen Euro beziffert. 
Kaczynski: „Wir haben nicht nur das Gut-
achten erstellt, sondern wir haben auch über 
weitere Schritte entschieden.“
3.9. – Tschechien. Wegen hoher Energie-
preise demonstrieren laut Polizeiangaben 
rund 70 000 Menschen auf dem Wenzels-
platz in Prag gegen die Regierung und for-
dern deren Rücktritt und ein Ende der Sank-
tionen gegen Russland. 
4.9. – BRD/Israel. Bundespräsident Stein-
meier empfängt in Berlin den israelischen 
Staatspräsidenten Isaac Herzog zu einem 
dreitägigen Besuch der Bundesrepublik. Bei-
de Präsidenten nehmen am 5.9. an der Ge-
denkfeier zum 50. Jahrestag des Münchner  
Olympia-Attentats (5.9.1972) teil. Erst am 
Vortag hatte es eine Einigung über eine Ent-
schädigung der Hinterbliebenen der getöte-
ten Sportler von 1972 gegeben. Die Familien 
hatten ihre Teilnahme an der Gedenkfeier 
davon abhängig gemacht. 
 	 – Bundesregierung. Die Ampel-Regie-
rung einigt sich auf ein drittes Entlastungs-
paket für Bürger und Unternehmen in Höhe 
von 65 Mrd. Euro. „Zufallsgewinne“ von 
Energieunternehmen sollen abgeschöpft 
werden. Eine Neuverschuldung solle es 
nicht geben. – Am 18.9 beraten Bund und 
Länder über eine Nachfolge des 9-Euro-
Tickets für den ÖPNV. – Am 21.9. wird be-
schlossen, den Gasimporteur Uniper zu ver-
staatlichen. Der Bundestag beschließt am 
29.9. weitere Entlastungen. Hohe Gaspreise 
sollen durch eine Gaspreisbremse gedeckelt 
werden, die umstrittene Gasumlage wird 
nicht eingeführt.
	 – Chile. Der Entwurf einer neuen Verfas-
sung für das Land wird in einem Referendum 
mit 69,9 gegen 38,1 Prozent überraschend 
deutlich abgelehnt. Der von einem Ver-
fassungskonvent erarbeitete Entwurf sollte 
u.a. den Umweltschutz, den Sozialstaat, die  
Frauenrechte und die Rechte der indigenen 
Bevölkerung stärken. Die geltende Verfas-
sung ist ein Erbe der Militärdiktatur unter 
Augusto Pinochet.
5.9.– Europäische Zentralbank. Mit der 
höchsten Zinssteigerung seit Einführung des 

Euro 2002 erhöht die Europäische Zentral-
bank den Leitzins von 0,75 auf 1,25 Prozent. 
Sie reagiert damit auf die derzeitige Rekord- 
inflation. 
6.9. – Großbritannien. Königin Elisabeth II. 
entlässt Premierminister Boris Johnson und 
ernennt die bisherige Außenministerin Liz 
Truss als Nachfolgerin. Liz Truss hatte sich 
in einer internen Abstimmung der Tories ge-
gen Ex-Finanzminister Rishi Sunak durch-
gesetzt. – Am 8.9. stirbt Königin Elizabeth II. 
im Alter von 96 Jahren und wird mit einem 
großen Staatsbegräbnis mit Teilnehmern 
aus der ganzen Welt auf Schloss Windsor 
beigesetzt. Thronfolger Prinz Charles wird 
am 10.9. offiziell als König Charles III. er-
nannt. –  Am 29.9. fällt das britische Pfund 
auf ein neues Rekordtief von 1,0350 Dollar. 
Die Regierung hatte zuvor starke Steuersen-
kungen und Mehrausgaben angekündigt. 
9.9. – CDU. Die Christdemokraten beschlie-
ßen auf ihrem Bundesparteitag in Hannover 
nach mehrjähriger kontroverser Debatte 
eine Frauenquote bei der Vergabe von Par-
teiämtern in Höhe von 33,3 Prozent. Die Re-
gelung soll vorerst bis zum Jahr 2029 gelten. 
	 – Klimawandel. Nach seinem Besuch 
der Katastrophengebiete in Pakistan ruft 
UN-Generalsekretär Guterres zum Kampf 
gegen den Klimawandel auf und bittet um 
Hilfe für das Land. Seit Mitte Juni leidet 
Pakistan nach ungewöhnlich starken Mon-
sun-Regen unter schweren Überschwem-
mungen, die ein Drittel des Landes unter 
Wasser gesetzt haben. Über 1000 Menschen 
sind gestorben, Millionen sind obdach-
los. Deutschland kündigt am 26.9. weitere 
humanitäre Hilfe an. – Am 13.9. fordert Fri-
days for Future ein Sondervermögen von 
100 Mrd. Euro für den Klimaschutz. Die 
Klimabewegung appelliert an die Bundesre-
gierung, Subventionen für die fossile Indus-
trie zu streichen und erneuerbare Energien 
zu fördern. Übergewinnsteuern und eine 
Lockerung der Schuldenbremse könnten die 
dringend benötigten Investitionen finan- 
zieren. 
11.9. – Schweden. Bei der Parlamentswahl  
werden die Sozialdemokraten vor den 
rechtspopulistischen Schwedendemokraten 
zwar knapp stärkste Kraft, aber das konser-
vativ-rechte Lager aus Moderaten, Christde-
mokraten und Liberalen erreicht zusammen 
mit den Schwedendemokraten eine knappe 
parlamentarische Mehrheit. Anders als in 
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den Vorjahren schließen die Konservativen 
eine Zusammenarbeit mit den Schwedende-
mokraten nicht mehr aus. Die bisherige so-
zialdemokratische Regierungschefin Mag-
dalena Andersson kündigt am 14.9. ihren 
Rücktritt an. 
13.9. – Armenien/Aserbaidschan. Die Kämpfe  
in dem Krisengebiet flammen wieder auf. 
Der Konflikt um Grenzverlauf und Territo-
rien, insbesondere um die Region Bergka-
rabach, schwelt seit Jahrzehnten. Auf arme-
nischer Seite gibt es mehr als 100 Tote. – Am 
15.9. verkünden beide Länder eine vorläufi-
ge Waffenruhe.  
14.9. – EU. Kommissionschefin von der Leyen  
kündigt an, sich für die Abschöpfung von 
Übergewinnen der Energiekonzerne einzu-
setzen, um die von den Preissteigerungen 
betroffene Bevölkerung zu entlasten. 
	 – China/Russland. Die Präsidenten Xi 
Jinping und Putin treffen sich im usbeki-
schen Samarkand am Rande des Gipfels der 
Shanghaier Organisation für Zusammenar-
beit. Putin dankt für die chinesische Unter-
stützung, Xi will die Zusammenarbeit mit 
Russland intensivieren.
16.9. – Tadschikistan/Kirgistan. Im Grenz-
gebiet zwischen den beiden ehemaligen 
Sowjetrepubliken kommt es zu schweren 
Kämpfen. Auf beiden Seiten gibt es Tote und 
Verletzte.
18.9. – Iran. Der Tod der von der Sittenpoli-
zei verhafteten Iranerin Mahsa Amini in Po-
lizeigewahrsam löst einen Sturm der Entrüs-
tung gegen die iranische Führung aus. Das 
Regime reagiert mit der Abschaltung von 
mobilem Internet und Social-Media-Diens-
ten und geht mit massiver Gewalt gegen die 
anhaltenden Proteste vor. Das Auswärtige 
Amt in Berlin bestellt den iranischen Bot-
schafter ein. Anlass ist die Absicht des Iran, 
Sondergerichte gegen festgenommene De-
monstranten einzurichten. Außenministerin 
Baerbock kündigt am 29.9. im Bundestag 
an, sich für EU-Sanktionen gegen das 
iranische Regime einzusetzen. Es ist von 
bis zu 70 Toten und über 1000 Verhaftungen 
die Rede. Die Proteste gehen unvermindert 
weiter.
20.9. – UNO. Staats- und Regierungschefs, 
Außenminister und hochrangige Diploma-
ten aus den Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen treffen sich in New York zur all-
jährlichen Generalversammlung und be-
raten über den Ukrainekrieg, weltweite 

Nahrungsmittelkrisen und die Inflation. 
Generalsekretär Guterres warnt in seiner Er-
öffnungsrede vor wachsenden Herausforde-
rungen. Als einer der Redner verteidigt der 
russische Außenminister Lawrow am 22.9. 
die Invasion und wirft der Ukraine Kriegs-
verbrechen vor. Per Video-Botschaft fordert 
der ukrainische Präsident Selenskyj die Ein-
setzung eines Sondertribunals zur Verfol-
gung der von der russischen Armee verüb-
ten Gräueltaten in der Ukraine. – Am 30.9. 
scheitert im Sicherheitsrat die Verurteilung 
der russischen Annexion der vier ukraini-
schen Regionen am Veto Russlands. China 
enthält sich der Stimme.  
	 –  EuGH. Nach Feststellung des Euro-
päischen Gerichtshofs verstößt das deutsche 
Gesetz der Vorratsdatenspeicherung gegen 
EU-Recht. Kommunikationsdaten von Bür-
gern dürfen nicht anlasslos gespeichert 
werden, Ausnahmen gelten etwa bei der Be-
kämpfung schwerer Kriminalität.
21.9. – USA. Die New Yorker Staatsanwalt-
schaft klagt den ehemaligen US-Präsiden-
ten Donald Trump, sowie dessen Unterneh-
men und seine Kinder an. Generalstaatsan-
wältin Letitia James liegen Fälle von hohem 
Finanzbetrug vor. 
24.9. – Golfregion. Bundeskanzler Scholz 
tritt eine Reise in die Golfstaaten an. Mit 
Saudi-Arabien wird eine enge Energiepart-
nerschaft und die Förderung von Wasser-
stoff geplant. In den Vereinigten Emiraten 
schließt Scholz einen Vertrag über den 
Import von LNG-Flüssiggas ab. Mit Katar 
kommt eine Einigung nicht zustande. 
25.9. – Italien. Bei den Parlamentswahlen 
gewinnt das rechte Bündnis um die Fratelli  
d‘Italia mit ihrer Vorsitzenden Georgia  
Meloni deutlich mit 43 Prozent der Stim-
men und erhebt den Anspruch auf die Re-
gierungsführung. Das liberale Bündnis um 
die Demokratische Partei erreicht nur 26 
Prozent, die Fünf-Sterne-Bewegung erhält  
16 Prozent. Die Wahlbeteiligung liegt bei 
63,8 Prozent.
27.9. – Griechenland/Türkei. Der anhal-
tende Konflikt beider Länder um den Status 
der griechischen Inseln in der Ägäis flammt 
erneut auf. Türkische Medien berichten von 
40 griechischen Panzern auf den Inseln 
Samos und Lesbos. Griechische Behörden 
werfen der Türkei vor, griechisches Staats-
gebiet mit Drohnen und Kampfbombern zu 
überfliegen. 



Vor genau 60 Jahren schrieb der bekannte Publizist und Gründungs-Heraus-
geber der „Blätter“, Hermann Rauschning, ein heute wieder hochaktuelles 
Stück: Heil im Schrecken? Weltpolitische Perspektiven nach der Kuba-Krise, 
in: »Blätter«, 11/1962, S. 818-828. 

Den Text finden Sie wie gewohnt auf www.blaetter.de

Zurückgeblättert...

Die Blätter für deutsche und internationale Politik erscheinen als Monatszeitschrift. 

Verlag: 		  Blätter Verlagsgesellschaft mbH, Berlin, Torstraße 178, 10115 Berlin; Postfach 40147, 10061 Berlin 
		  Amtsgericht Berlin Charlottenburg HRB 105991 B 
		  Finanzamt für Körperschaften II, Berlin St.-Nr. 30/231/31389

Gesellschafter:	 Daniel Leisegang, Albrecht von Lucke, Annett Mängel

Geschäftsführerin: 	 Annett Mängel, Telefon 030/30 88 - 36 43, Fax 030/30 88 - 36 45

Bankverbindung: 	 Postbank Köln (BLZ 370 100 50), Kto. 147 993-502 
		  IBAN: DE54 3701 0050 0147 9935 02, BIC: PBNKDEFF

Vertrieb: 		  Berit Lange-Miemiec, Blätter Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 40147, 10061 Berlin
		  Telefon 030/30 88 36 44, Fax - 36 45; E-Mail: abo@blaetter.de, Internet: www.blaetter.de

Redaktion: 		 Anne Britt Arps, Thomas Greven, Albrecht von Lucke, Annett Mängel, Steffen Vogel

Online-Redaktion:	 Tessa Penzel

Anschrift:		  Torstraße 178, 10 115 Berlin; Postfach 40147, 10061 Berlin
		  Telefon 030/30 88 - 36 40 (Zentrale), - 36 41 (Arps), - 36 41 (Vogel), - 36 42 (v. Lucke),  
		  - 36 43 (Mängel); Fax 030/30 88 - 36 45; E-Mail: redaktion@blaetter.de

Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben die persönliche Meinung des Verfassers wieder und stellen nicht unbedingt die 
Auffassung der Redaktion dar. Für unverlangt eingesandte Manuskripte, Bücher etc. keine Gewähr. Die Zeitschrift sowie alle 
in ihr enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung, die nicht ausdrücklich vom 
Urheberrechtsgesetz zugelassen ist, bedarf der vorherigen Zustimmung des Verlags. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, 
Bearbeitungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen sowie Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Auflage:		  13 500
Anzeigen: 		  Telefon 030/30 88 - 36 46. Es gilt Anzeigenpreisliste Nr. 32.
Druck: 		  LOCHER Print + Medien GmbH, Lohmar

Die gemeinnützige Blätter-Gesellschaft – Gesellschaft zur Förderung politisch-wissenschaftlicher Publizistik und 
demokratischer Initiativen e.V. gibt in Verbindung mit dem Herausgeberkreis der Zeitschrift die »Blätter für deutsche und 
internationale Politik« heraus. Ihr stehen Dr. Corinna Hauswedell, Dr. Wolfgang Zellner und Inken Behrmann vor. Die »Blätter« er-
scheinen zugleich als Mitgliederzeitschrift der Gesellschaft. Beiträge – ab 12,50 Euro monatlich – und Spenden sind steuerabzugs-
fähig. Sitz: Bonn, Beringstr. 14, 53 115 Bonn; Büro Berlin: Postfach 40147, 10061 Berlin. Bankverbindung: Santander Bank IBAN: 
DE26 5003 3300 1028 1717 00, BIC: SCFBDE33XXX. 

Preise: Einzelheft 11 Euro, im Abonnement jährlich 93,60 Euro (ermäßigt 74,40 Euro). Alle Preise inklusive Versandkosten. 
Auslandszuschläge auf Anfrage. Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, sofern es nicht sechs Wochen vor Ablauf des 
Bezugszeitraums beim Verlag schriftlich gekündigt wurde.

Das Register des laufenden Jahrgangs erscheint zeitgleich mit der Dezemberausgabe auf www.blaetter.de.  
Heft 12/2022 wird am 24.11.2022 ausgeliefert. 

© Blätter für deutsche und internationale Politik. ISSN 0006-4416. G 1800 E

Blätter für deutsche und internationale Politik 11/2022


